Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 2 25 


Der Präsident 

des Europäischen Parlaments 


Straßburg, den 18. Dezember 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Sehr geehrter Herr Präsident! 

Das Europäische Parlament hat in seiner Sitzung vom 9. Dezem- 
ber 1969 auf der Grundlage eines Berichts seines Ausschusses 
für die Beziehungen zu den afrikanischen Ländern und Mada- 
gaskar eine 

Entschließung zu dem Assoziierungsabkommen zwischen 
der EWG und der Vereinigten Republik Tansania, der 
Republik Uganda und der Republik Kenia 

angenommen und beschlossen, den Wortlaut dieser Entschlie- 
ßung und den Ausschußbericht zur Information auch den 
Präsidenten der Parlamente der Mitgliedstaaten zu übermitteln. 

Ich beehre mich. Ihnen anliegend einen Auszug aus dem Proto- 
koll dieser Sitzung mit der Entschließung des Parlaments zu 
übersenden. 

Gemäß Artikel 17 Ziffer 4 der Geschäftsordnung des Parlaments 
wird das Sitzungsprotokoll im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften veröffentlicht werden. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, den Ausdruck, 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 


Mario Scelba 


Druck; Budidruckerei R. Madel, 5307 Waciitberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
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Anlage 


Entsdiließung 

zu dem Assoziierungsabkommen zwischen der EWG und der 
Vereinigten Republik Tansania, der Republik Uganda und der 

Republik Kenia 


Das Europäische Parlament, 

— vom Rat der Europäischen Gemeinschaften zu dem am 
24. September 1969 in Arusha Unterzeichneten Abkommen 
zur Gründung einer Assoziation zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Vereinigten Republik Tan- 
sania, der Republik Uganda und der Republik Kenia kon- 
sultiert (Dok. 133/69), 

— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 1. Oktober 
1968 {^) zu dem ersten Assoziationsabkommen zwischen der 
EWG und diesen Ländern, 

— in Kenntnis des Berichtes des Ausschusses für die Beziehun- 
gen zu den afrikanischen Ländern und Madagaskar sowie 
der Stellungnahmen des Politischen Ausschusses, des Land- 
wirtschaftsausschusses und des Ausschusses für Außenwirt- 
schaftsbeziehungen (Dok. 175/69); 

1. äußert seine Genugtuung über die Erneuerung und Stärkung 
der Assoziationsbindungen zwischen der EWG und den Staaten 
der Ostafrikanischen Gemeinschaft und hofft, daß das neue 
Abkommen von Arusha zu einem besseren Einvernehmen auf 
regionaler Ebene in Afrika und zu einer stärkeren Integration 
der Wirtschaft der afrikanischen Länder beitragen wird; 

2. billigt den Wortlaut des Abkommens und der ihm beigefüg- 
ten Dokumente, bedauert jedoch, daß sich die Verhandlungen 
nicht auch auf die finanzielle und technische Zusammenarbeit 
erstreckten; 

3. empfiehlt, daß man im Rahmen der im Abkommen vorge- 
sehenen Verfahren die Tätigkeit und die Strukturen der Asso- 
ziation EWG-Ostafrika möglichst weitgehend mit denen der 
Assoziation EWG-AASM koordiniert; 

4. beauftragt seinen Präsidenten, im Einvernehmen mit den 
betreffenden Parlamenten die für die Durchführung von 
Artikel 29 des Abkommens erforderlichen Kontakte aufzu- 
nehmen; 


(1) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinsdiaften Nr. C 108 vom 19. Oktober 
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5. wünscht, daß das Abkommen möglichst bald in Kraft tritt; 

6. hofft, daß die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
bei der Anwendung des Abkommens eine aktive Rolle spielen 
wird; 

7. äußert erneut seine Bedenken gegenüber der formalistischen 
und einschränkenden Auslegung von Artikel 238 des EWG- 
Vertrags betreffend die Konsultation des Europäischen Parla- 
ments durch den Rat; 

8. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und den 
Ausschußbericht dem Rat und der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften sowie zur Information den Präsiden- 
ten der Parlamente der Staaten der Ostafrikanischen Gemein- 
schaft und der Gesetzgebenden Versammlung Ostafrikas und 
den Präsidenten der Parlamente der Mitgliedstaaten der EWG 
zu übermitteln. 
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